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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Indirekte Steuern

Einen Einheitssatz für die Mehrwertsteuer mit möglichst wenigen Ausnahmen
forderte Andrea Caroni (fdp, AR) im März 2021 in einer Motion. Die grosse Komplexität
der aktuellen Mehrwertsteuer führe zu grossem administrativen und finanziellen
Aufwand, eine Vereinfachung hätte Entlastungen für Unternehmen, Konsumentinnen
und Konsumenten, Arbeitnehmende und den Staat zur Folge. Caroni verwies auf einen
bundesrätlichen Vereinfachungsvorschlag aus dem Jahr 2008 und forderte nun
diesbezüglich einen «zweiten Anlauf». Er befürworte in der Tat ein Einheitssatz-Modell,
erklärte der Bundesrat in seiner Stellungnahme, entsprechende Vorschläge – neben
seinem Vorschlag von 2008 verwies er auch auf ein weiteres gescheitertes Projekt aus
dem Jahr 2013 sowie auf zwei gescheiterte Motionen (Mo. 15.3225; Mo. 15.3386) – seien
jedoch bisher erfolglos geblieben. Zudem sei aktuell aufgrund der Corona-Pandemie
nicht der richtige Moment, um die Mehrwertsteuer auf bisher reduziert besteuerten
Gütern zu erhöhen. Stattdessen solle die geltende Mehrwertsteuer vereinfacht werden.
In der Sommersession wies der Ständerat die Motion auf Antrag von Roberto Zanetti
(sp, SO) ihrer WAK-SR zur Vorberatung zu. Die Kommission solle etwa den Aufwand der
bisherigen Regelung für die Unternehmen sowie die politische Machbarkeit einer
Vereinfachung prüfen, hatte Roberto Zanetti zuvor gefordert. In der Folge schlug die
Kommissionsmehrheit mit 8 zu 5 Stimmen eine Ablehnung der Motion vor, da auch sie
keine politische Mehrheit für eine solche Vereinfachung sah und stattdessen auf
Projekte mit alternativen Vereinfachungsmöglichkeiten verwies. Eine Minderheit Noser
(fdp, ZH) billigte jedoch dem Einheitssatz das grösste Vereinfachungspotenzial zu und
beantragte deshalb die Annahme der Motion. 1
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In der Herbstsession 2021 setzte sich nach der WAK-SR auch der Ständerat mit der
Motion Caroni (fdp, AR) für einen Einheitssatz für die Mehrwertsteuer mit möglichst
wenigen Ausnahmen auseinander. Kommissionssprecher Levrat (sp, FR) erläuterte noch
einmal die Mehrheitsposition: Demnach erachtete es die Mehrheit der Kommission als
ausserordentlich schwierig, die für dieses Projekt nötigen Mehrheiten zu erhalten, und
lehnte überdies die daraus folgende Erhöhung der Preise der aktuell reduzierten Güter,
etwa von Lebensmitteln, ab. Schliesslich seien vereinfachte Mehrwertsteuererklärungen
heute bereits möglich. Ruedi Noser (fdp, ZH) würdigte zwar die entsprechenden
Vereinfachungsbemühungen der Verwaltung, erachtete das aktuelle System aber als zu
komplex – zumal es vom Parlament auch laufend verkompliziert werde. Eine
Vereinfachung würde die Schweiz in Europa konkurrenzfähig machen, zudem könnten
wie bei der vorgeschlagenen Revision von 2008 Sozialmassnahmen eingebaut werden,
um eine Benachteiligung der Personen mit niedrigeren Einkommen zu verhindern.
Motionär Caroni verwies auf die Kosten von jährlich knapp CHF 1.8 Mrd. für den
mehrwertsteuerbedingten Aufwand von Bürokratie, Verwaltung und Gerichten, die mit
einem Einheitssatz deutlich reduziert werden könnten. Nach verschiedenen weiteren
Wortmeldungen lehnte der Ständerat die Motion mit 27 zu 13 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
ab. 2
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1) Bericht WAK-SR vom 1.7.21
2) AB SR, 2021, S. 913 ff.
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